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 Legte BND die Bombe?

Ein Bundeswehr-Hauptmann soll das Attentat auf das Münchner Oktoberfest im Jahre 1980 

organisiert haben – die Medien in Deutschland interessiert das wenig. Von Peter Wolter

G
eht das Bombenattentat auf das 

Münchner Oktoberfest im Jahr 

1980 auf das Konto des Bun-

desnachrichtendienstes (BND)? Sind 

deusche Staatsbedienstete verantwort-

lich für 13 Tote und 211 Verletzte? 

Schon damals hatten zahlreiche 

Spuren auf die Verwicklung geheimer 

NATO-Truppen in die Mordtat hinge-

wiesen – vielleicht gibt es jetzt auch 

handfeste Beweise: Der Duisburger 

Historiker Andreas Kramer hat in die-

ser Woche vor dem Luxemburger Kri-

minalgericht unter Eid ausgesagt, sein 

Vater habe dieses und andere Attenta-

te eingefädelt. Details dazu beschreibt 

Kramer in einem Exklusiv-Interview 

mit der jW. 

Kramer senior – ein Bundeswehr-

Hauptmann, der auch für den BND 

gearbeitet haben soll –, hat demnach 

den aus US-Beständen stammenden 

Sprengstoff mit Hilfe des niederländi-

schen Militärgeheimdienstes beschafft. 

Er habe auch den Bau der Bombe über-

wacht und den Attentäter Gundolf Köh-

ler angeworben, sagte Kramer. Er habe 

in Deutschland etwa 50 geheime Waf-

fenlager für die »Stay-behind«-Truppe 

der NATO angelegt und überwacht. 

Ihm hätten 350 Mann unterstanden, die 

vorwiegend in rechtextremen Kreisen 

rekrutiert worden seien. 

Sein Vater sei im November gestor-

ben, sagte Kramer weiter. Erst jetzt füh-

le er sich frei, sein Hintergrundwissen 

preiszugeben. Er werde dem Gericht 

Dokumente vorlegen, die seine Aussa-

gen untermauern. 

Auch bei den 18 Anschlägen, die es 

zwischen 1984 und 1986 in Luxemburg 

gab, sei sein Vater der Strippenzieher 

gewesen, sagte Kramer weiter. Wegen 

Beteiligung an dieser Bombenserie 

müssen sich zur Zeit zwei ehemalige 

Polizeibeamte vor dem Kriminalge-

richt verantworten. Kramer hatte davon 

erfahren und sich sofort als Zeuge zur 

Verfügung gestellt. Die Luxemburger 

Staatsanwaltschaft hat zusätzliche Kri-

minalisten angefordert, die den Vorwür-

fen nachgehen und auch den Nachlaß 

von Kramer senior sichten sollen.

Für Luxemburg ist das Verfahren vor 

dem Kriminalgericht so etwas wie ein 

Jahrhundertprozeß – die deutschen Me-

dien haben ihn bislang allerdings igno-

riert. Nicht zuletzt mit Blick auf den 

am Mittwoch in München beginnenden 

NSU-Prozeß wäre es angebracht, daß 

sich deutsche Ermittlungsbehörden ein-

schalten. Laut Kramer stand sein Vater 

damals unter dem Befehl des deutschen 

NATO-Generals Leopold Chalupa. 

Parlamentsausschüsse in Italien und 

Belgien hatten schon Anfang der 90er 

Jahre nachgewiesen, daß geheime NA-

TO-Truppen in Mord- und Bombenan-

schläge in beiden Ländern verwickelt 

waren. Dazu gehörte die Explosion 

auf den Bahnhof der nord italienischen 

Stadt Bologna, bei der 1980 85 Men-

schen getötet wurden. In der 

belgischen Provinz Brabant 

hatten zwischen 1982 und 1985 

Vermummte wahllos in Super-

märkte hineingeschossen und 

28 Menschen umgebracht. 

Wie der Schweizer Wis-

senschaftler Daniele Ganser 

herausfand, gab es ähnliche 

Aktionen auch in anderen NATO-Staa-

ten – strategisches Ziel sei es gewesen, 

diese Anschläge Linken in die Schuhe 

zu schieben und so einen Rechtsruck zu 

befördern. Sollte diese Strategie beim 

Oktoberfest-Attentat eine Rolle gespielt 

haben, so ist sie gründlich daneben 

gegangen: Acht Tage danach wurde 

der 9. Bundestag gewählt – Unions-

Spitzenkandidat Franz Josef 

Strauß (CSU) fiel durch, Bun-

deskanzler Helmut Schmidt 

(SPD) wurde wiedergewählt.

u Siehe das Interview mit 

Andreas Kramer in unserer 

Wochenendbeilage faulheit & 

arbeit 

Tod nach Zwangsräumung

Rentnerin Rosemarie F. verstarb zwei Tage nach Rauswurf aus ihrer Wohnung in einer Berliner Wärmestube

R
osemarie F. war krank und 

schwerbehindert. Dennoch 

wurde die 67jährige am Diens-

tag allen Protesten zum Trotz – und 

obwohl bereits eine Mietübernahmeer-

klärung des Sozialamtes vorlag – zum 

Auszug aus ihrer Wohnung gezwun-

gen. Ein Großaufgebot der Polizei si-

cherte die Maßnahme ab. Zwei Tage 

später, am Donnerstag abend, verstarb 

die Rentnerin in einer Wärmestube der 

Berliner Kältenothilfe. Dies bestätigte 

Zoltan Grashoff, Betreiber der Einrich-

tung in Berlin-Wedding, am Freitag 

auf Nachfrage verschiedener Medien. 

Die genauen Todesumstände soll laut 

Kältehilfe eine Obduktion klären. Ge-

genüber Tagesspiegel online sprach 

Grashoff von »Mord durch den Staat«.

Das Berliner Bündnis »Zwangsräu-

mung verhindern« berichtete am Frei-

tag in einer Erklärung, der Rauswurf 

sei trotz eines ärztlichen Attests vollzo-

gen worden, das Rosemarie F. beschei-

nigte, daß dies für sie unzumutbar sei. 

Damit sei »ihr Tod zumindest billigend 

in Kauf genommen« worden. Die Ei-

gentümerin des Mietshauses habe trotz 

der Mietübernahmeerklärung auf der 

Herausgabe der Wohnung bestanden. 

Am Freitag abend sollte eine Trauer-

kundgebung vor der ehemaligen Woh-

nung der Verstorbenen in der Aroser 

Allee stattfinden.

Gegen den Rauswurf von Rosema-

rie F. hatten am Dienstag rund 100 

Menschen protestiert, 150 Polizisten 

waren im Einsatz. Im Februar hatte 

der Protest ihre Zwangsräumung noch 

verhindert.

Am Freitag äußerte sich Ralph H., 

Ehemann der Eigentümerin des Hau-

ses, gegenüber dem Internetportal 

»Hintergrund« zu dem Vorfall. Die 

Angelegenheiten der Rentnerin seien 

vom Bündnis gegen Zwangsräumung 

»instrumentalisiert« worden, sagte er. 

Die Aktivisten hätten »ausgeblendet«, 

daß sich die Mieterin jeder Lösung 

»total verweigert« habe. Er und seine 

Frau hätten sich »an Recht und Gesetz 

und Ordnung gehalten«, so H. Die Öf-

fentlichkeit müsse sich auch die Frage 

stellen, wer eigentlich »Vermieter vor 

solchen Menschen schützt«.

 

(jW)
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Konkrete Utopien

Mit den Hartz-Regelungen entwik-

kelten Staat und Kapital die Herr-

schaftsform »Anpassung durch Ver-

unsicherung«. Linke Politik muß all-

tagsnahe Alternativen aufzeigen. Von 
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Portugals Regierung 

kürzt weiter

Lissabon. Portugal plant zusätzliche 

Kürzungen im Volumen von 600 

Millionen Euro und zieht nach dem 

gerichtlichen Aus für einige »Spar-

maßnahmen« ursprünglich für 2014 

geplante Maßnahmen vor. Die Ein-

schnitte im Bildungsbereich, im Ge-

sundheitswesen, bei Sozialleistun-

gen und staatlichen Unternehmen 

sollten nun bereits in diesem Jahr 

erfolgen, sagte Ministerpräsident 

Pedro Passos Coelho am Freitag. 

»Die Einschnitte betreffen alle Mi-

nisterien«, sagte er. Das Programm 

sei den EU-Partnerstaaten vorgelegt 

worden. Die Regierung begründet 

die zusätzlichen Kürzungen damit, 

daß das Verfassungsgericht einen 

Teil der bisher geplanten Kürzun-

gen als verfassungswidrig einge-

stuft hat. Nach einem Treffen der 

Euro-Finanzminister sagte Euro-

gruppenchef Jeroen Dijsselbloem, 

die Troika aus EU-Kommission, Eu-

ropäischer Zentralbank und Interna-

tionalem Währungsfonds werde nun 

die neuen Kürzungen der Regierung 

in Lissabon prüfen.  
(Reuters/jW)

Steinbrück bleibt  

Vernehmung erspart

DüsseLDorf. SPD-Kanzlerkandidat 

Peer Steinbrück (Foto) muß vor der 

Bundestagswahl nicht als Zeuge 

in einem Untersuchungsausschuß 

in Nordrhein-Westfalen aussagen. 

Der Ausschuß des NRW-Landtags 

untersucht den Korruptionsverdacht 

beim landeseigenen Baubetrieb 

BLB. Die Ausschußmehrheit von 

SPD, Grünen und Piraten beschloß 

am Freitag, sich zunächst mit der 

verdächtigen Kostenexplosion 

beim Neubau des Landesarchivs 

in Duisburg zu befassen, teilte ein 

Landtagssprecher mit. Die Opposi-

tionsfraktionen von CDU und FDP 

hatten vergeblich beantragt, zuerst 

die von Steinbrück in seiner Zeit als 

NRW-Finanzminister geschaffenen 

Strukturen beim BLB zu untersu-

chen: Steinbrück habe im Jahr 2000 

das BLB-Gesetz konzipiert und die 

Geschäftsführung in seinem Sinne 

besetzt. Statt Einsparungen seien 

Millionenschäden die Folge.  

 

   (dpa/jW)
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Tote und Verletzte liegen auf der Straße, Polizei sperrt ab: Willkommen beim Oktoberfest (München, 26.9.1980)
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Kauf am 

KiosK!
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Westliche Killerwerte
Große Koalition aus Bundeswehr, SPD, CDU, FDP und Grünen setzen 
auch weiterhin auf bewaffnete Drohnen

Seit seinem Amtsan-
tritt 2009 bekommt 
der US-amerikanische 

Präsident Barack Obama 
regelmäßig von seinen Ge-
heimdiensten eine »Kill-List« 
vorgelegt. Der Präsident stu-
diert die Kurzlebensläufe und 
Fotos und ordnet angeblich 
in jedem Einzelfall persön-
lich den Einsatz zur Tötung 
per Drohne an. Nachdem in 
dieser Woche bekannt wurde, 
daß sich unter den Getöteten 
mindestens vier US-Bürger 
befanden, verkündete Obama, 
daß jetzt eine »neue Phase« 
bei den gezielten Tötungen 
eintreten werde: Der Einsatz 
sei nur erlaubt, wenn die Ziel-
person nicht festgenommen 
werden könne, er dürfe nur 
noch erfolgen, wenn die Staa-
ten, in denen er erfolgt, kon-
sultiert worden seien und zu-
dem sei künftig sicherzustel-
len, daß dabei keine Zivilisten 
getötet oder verletzt würden, berichtet 
am Freitag die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung. Medialer Alltag: Keine Zeitung 
fragt nach, wie der Friedensnobelpreis-
träger denn festlegen will, ob jemand 
nicht festgenommen werden kann. Kei-
ner stellt fest, daß also die Zustimmung 
der betroffenen Staaten auch weiterhin 
überflüssig ist und niemand bemerkt, 
daß nur dann kein Zivilist bei solchen 
Einsätzen getötet oder verletzt werden 
kann, wenn man auf sie gänzlich ver-
zichten würde.

Verzichtet wird aber nicht: Ebenfalls 

am Freitag vermeldete die Internetseite 
pakistanbodycount.org, daß durch sol-
che Drohnenangriffe seit 2004 alleine 
in Pakistan 3 157 Menschen getötet und 
1 222 Menschen verletzt wurden. Ver-
zichten wollen bis heute auch die Bun-
desregierung und die Opposition (mit 
Ausnahme der Linkspartei) nicht auf 
den Einsatz von bewaffneten Drohnen, 
auch wenn im Moment das Gejamme-
re über die wahrscheinlich versenkten 
Millionen für die Hawk-Drohnen dies 
überblenden. Geklagt wird aber über 
vermeintlich verschossenes Geld wegen 

fehlender Genehmigungen für die 
Nutzung im deutschen Luftraum, 
nicht aber über die Fortsetzung 
der Kriege mit immer perverseren 
Mitteln: Bundeswehr und Bun-
desregierung wollen Todesdroh-
nen einsetzen, Grüne und SPD 
sind nicht abgeneigt, überlegen 
und prüfen. Die SPD war ja schon 
immer »treibende Kraft bei der 
Durchsetzung von Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität«, hat 
auch nie dabei gezögert, für Rü-
stungsindustrie und zur Vorbe-
reitung von Kriegen die notwen-
digen Kredite zur Verfügung zu 
stellen. »Es war die SPD, die auf 
Reform statt auf Revolution setz-
te. Und es war die SPD, die den 
mühsamen Weg beschritt, das Le-
ben der Menschen konkret Stück 
für Stück zu verbessern, anstatt 
utopische Fernziele zu proklamie-
ren«, erklärt Revolutionspfarrer 
und Bundespräsident Gauck die 
historischen Verdienste der SPD 
in dieser Woche.

Im Kampf um die Herrschaft der 
westlichen Wertegemeinschaft über den 
Rest der Welt sind eben nach wie vor 
alle Mittel recht. Wie überlegen diese 
Werte sind, läßt sich erkennen, wenn 
man die Zahl der in Pakistan durch US-
Drohnen Getöteten mit denen der dort 
durch Bombenanschläge ums Leben 
gekommenen vergleicht: Seit 1995 sind 
in Pakistan durch Selbstmordattentate 
5 643 Menschen gestorben. Bei nicht 
einem hat irgendein Präsident Foto und 
Kurzbiographie studiert und die Tötung 
freigegeben.� Dietmar Koschmieder

Einladung zur Generalversammlung
Genossinnen und Genossen der LPG junge Welt eG treffen sich am 29. Juni in Berlin

Die Tageszeitung junge Welt 
braucht Abonnements und 
Genossenschaftsanteile. 

Zumindest einmal jährlich lädt die 
LPG junge Welt eG zur Generalver-
sammlung. Wie in diesem Jahr findet 
sie in der Regel am letzten Samstag 
im Juni statt. Hier wird vor allem 
der ökonomische Zustand der jungen 
Welt erörtert, aber auch Pläne für die 
kommenden Monate vorgestellt und 
diskutiert. Alle zwei Jahre ist dann 
auch der Aufsichtsrat zu wählen, der 
Vorstand der Genossenschaft wird 
allerdings nur von jenen Genossin-
nen und Genossen gewählt, die Mit-
arbeitende von Verlag und Redaktion 
sind. Hauptgegenstand der Beratung 

wird zwar der Jahresabschluß der 
Genossenschaft sein, aber auch der 
Jahresabschluß des Verlages wird 
vorgestellt. Teilnahme- und abstim-
mungsberechtigt sind alle Mitglieder 
der LPG junge Welt eG – jedes anwe-
sende Mitglied hat eine Stimme, egal 
wieviele Anteile es gezeichnet hat. 
Vor allem Leserinnen und Leser sind 
eingeladen, Mitglied der Genossen-
schaft zu werden. Wer jetzt seinen 
Aufnahmeantrag (siehe nebenstehen-
der Coupon) ausgefüllt einschickt, 
kann schon an der kommenden Ver-
sammlung vollberechtigtes Mitglied 
der Genossenschaft sein. Wichtigste 
Aufgabe der Genossenschaft ist es, 
der jungen Welt finanzielle Mittel zur 

Verfügung zu stellen: Für kurzfristi-
ge Überbrückung, zur Finanzierung 
von Investitionen und zum Ausgleich 
einer schlechten Bilanz. Die Rendite 
besteht vor allem in einer täglich 
erscheinenden, von Banken und an-
deren Geldgebern unabhängigen und 
deshalb konsequent linken Tageszei-
tung. Die nächste Generalversamm-
lung findet am Samstag, den 29. Juni 
2013 ab 13.00 Uhr in der Ladengale-
rie der jungen Welt (Torstraße 6 in 
10119 Berlin, nähe Alexanderplatz) 
statt und dauert bis etwa 18.00 Uhr. 
Die genaue Tagesordnung wird am 8. 
Juni an dieser Stelle veröffentlicht.

� Vorstand der Genossenschaft  
� LPG junge Welt eG

Während die im Bun-
desverband Deutscher 
Zeitungsverleger zusam-

mengeschlossenen großen Tageszei-
tungen soeben beschlossen haben, 
ihre gemeinsame Kioskkampagne zur 
Imagewerbung für den Kioskverkauf 
aus Kostengründen und befürchtetem 
Erfolgsmangel abzusagen, beendet 
ausgerechnet die kleinste überregiona-
le Tageszeitung junge Welt ihre aktuel-
le Kioskaktion. Mit ihr sollte nicht nur 
der Verkauf der jungen Welt am Kiosk 
gesteigert, sondern auch bewiesen 

werden, daß der Verkauf am Kiosk 
nicht zwangsläufig zurückgehen muß. 
Die junge Welt konnte in den letzten 10 
Jahren den Kioskverkauf positiv ent-
wickeln – und ist damit die Ausnahme 
unter den überregionalen Tageszeitun-
gen. Auch während der Aktionswochen 
konnte der Absatz am Kiosk um bis 
zu 40 Prozent zur Vergleichswoche 
des Vorjahres gesteigert werden. Wie 
nachhaltig die Aktion wirkt, wird sich 
allerdings erst in den nächsten Wochen 
zeigen. Regional sind noch einige Ak-
tivitäten geplant, so wird es zum Tanz- 

und Liederfest in Rudolstadt in der 
ersten Juliwoche regionale Aktivitäten 
geben. Etwa zeitgleich laufen verschie-
dene  Aktivitäten entlang der Ostseekü-
ste – begleitend zu unserer Segeltörn. 
Der verbesserte Kioskverkauf erhöht 
nicht nur den Bekanntheitsgrad der 
Zeitung, sondern ist für die junge Welt 
ein wichtiger Indikator, wie sich der 
Bestand an bezahlten Abonnements 
entwickeln läßt.  Allen, die bei den di-
versen Aktivitäten mitgeholfen haben, 
gilt unser herzlichster Dank.

� Verlag, Redaktion, Genossenschaft 

Aktion »Kauf am Kiosk« beendet

Neue Bundeswehrstrategie und Militarisierung des All-
tags: Bemannte Jet-Drohne schießt Aral-Konkurrenz aus 
dem Weg (Werbung auf der Rückseite der aktuellen Aus-
gabe von Computerbild)


